Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 2688 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mancher, Mick, Burger 
und Genossen 


betr. Kriegsopferversorgung und Landwirtschaft 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß auf Grund der Rechtsverordnung zu § 33 
BVG die selbständigen Landwirte (Schwerbeschädigte und 
Hinterbliebene) ab 1. Juli 1968 zum Teil erhebliche Kürzun- 
gen der Ausgleichsrente hinnehmen müssen? 

2. Bejahendenfalls, ist die Bundesregierung bereit, bei den 
selbständigen Landwirten, insbesondere in der jetzigen Zeit, 
Vorsorge zu treffen, daß der Besitzstand bezüglich der Ge- 
währung von Ausgleichsrente bis auf weiteres gewahrt 
wird? 

3. Ist die Bundesregierung nicht auch der Meinung, daß, wenn 
diese Verordnung durchgeführt wird, der größte Teil der 
geschädigten Landwirte und Kriegerwitwen ihre selbstän- 
dige Landwirtschaft durch Verpachtung oder Übergabe auf- 
gibt? Ist dann nicht nur Ausgleichsrente, sondern auch gleich- 
zeitig Berufsschadensausgleich und Schadensausgleich zu 
bezahlen und infolgedessen eine finanzielle Einsparung 
nicht zu erzielen? 
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